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13. Zulagen aus Drittmitteln - verheerende Bilanz 
 
Hochschullehrer können unter bestimmten Voraussetzungen 
Zulagen aus Drittmitteln erhalten. Bei der Gewährung solcher 
Zulagen hat der LRH erhebliche Defizite festgestellt. Fast kein 
Vorgang ist ohne Beanstandungen geblieben. Einige Hochschu
len müssen sich fragen lassen, auf welcher Grundlage sie ihre 
Entscheidungen getroffen haben. Profitiert hat nur ein kleiner 
Kreis von Personen. 
 
Forschungszulagen aus Drittmitteln dürfen nur gewährt werden, 
wenn sichergestellt ist, dass die Haushalte der Hochschulen 
hierdurch nicht zusätzlich belastet werden. Dies war jedoch bei 
fast keiner der geprüften Zulagen belegt. 
 
Eine schleswig-holsteinische Spezialregelung ermöglicht zudem 
Transferzulagen aus Drittmitteln. Die Regelung sollte gestrichen 
werden: Die Voraussetzungen und Ziele derartiger Zulagen sind 
im Gesetz unklar definiert und ein Bedarf ist nicht erkennbar. 
 

13.1 Forschungszulagen werden nur selten gewährt 
 
Im Zuge der Reform der Professorenbesoldung Anfang der 2000er Jahre 
ist die Besoldungsgruppe W eingeführt worden.1 Diese sah im Vergleich 
zur bis dahin maßgeblichen C-Besoldung zwar niedrigere Grundgehälter 
vor, dafür aber neue flexible Elemente wie z. B. variable Leistungsbezüge. 
Unter anderem erlaubte das neue Besoldungsrecht, Professoren unter 
bestimmten Voraussetzungen auch Zulagen zu gewähren, die aus Drittmit
teln finanziert werden. Drittmittel sind Mittel, die von den Hochschulen 
zusätzlich zum regulären Hochschulhaushalt (Grundausstattung) von 
öffentlichen oder privaten Stellen eingeworben werden. Man wollte damit 
der Entwicklung entgegenwirken, dass die Professoren zum Hauptamt 
gehörende Tätigkeiten in Nebentätigkeiten verlagern, um zusätzliche Ein
nahmemöglichkeiten zu schaffen.2 
 
In Schleswig-Holstein ermöglicht § 37 Besoldungsgesetz Schleswig-
Holstein (SHBesG)3 Zulagen aus Drittmitteln seit 2005 als Forschungs- 
und Lehrzulagen sowie seit 2012 auch als Zulagen für „wissenschaftliche 

 
1  Gesetz zur Reform der Professorenbesoldung (Professorenbesoldungsreformgesetz - 

ProfBesReformG) vom 16.02.2002, BGBl.  I Nr. 11 S. 686 und Gesetz zur Änderung des 
Landesbesoldungsgesetzes vom 16.12.2004, GVOBl. Schl.-H. S. 487. 

2  Vgl. BT-Drs. 14/6852, S. 16 und LT-Drs. 15/3594, S. 16. 
3  Gesetz des Landes Schleswig-Holstein über die Besoldung der Beamtinnen und Beam

ten sowie Richterinnen und Richter (Besoldungsgesetz Schleswig-Holstein - SHBesG) 
vom 26.01.2012, GVOBl. Schl.-H. S. 153, zuletzt geändert am 08.04.2025, 
GVOBl. Schl.-H. 2025 Nr. 54. 
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Transferleistungen in die Wirtschaft“ (kurz: Transferzulagen). Nach den 
Feststellungen des LRH hat allerdings nur ein Teil der staatlichen Hoch
schulen solche Zulagen gewährt. 
 
Für den Zeitraum von 2012 bis 2023 haben 4 der 9 staatlichen Hoch-
schulen dem LRH Zulagen nach § 37 SHBesG gemeldet: Insgesamt 
123 Forschungszulagen und 6 Transferzulagen mit einer gewährten 
Gesamtsumme von 1,28 Mio. €. Lehrzulagen sind hingegen nicht gewährt 
worden. 
 
Dabei fällt zunächst vor allem eines auf: Profitiert hat von solchen Zulagen 
nur ein sehr kleiner Personenkreis. Die im Zeitraum von 10 Jahren 
gewährten Zulagen verteilen sich auf 39 Professoren. Bei mittlerweile weit 
mehr als 1.000 Professoren an den Hochschulen des Landes sind dies 
nicht einmal 4 %. Betrachtet man die Verteilung der ausgezahlten Mittel, 
zeigt sich eine noch deutlich stärkere Konzentration der Mittel auf wenige 
Akteure: 13 der insgesamt 39 Professoren haben 83,6 % der Gesamt
summe erhalten. Auch in dieser Gruppe ist die Verteilung noch einmal 
ungleichmäßig, denn über 50 % der landesweiten Gesamtsumme entfielen 
auf nur 4 Personen. 
 

13.2 Forschungszulagen sollten die Haushalte der staatlichen Hoch-
schulen nicht belasten 
 
Die Gewährung von Forschungszulagen ist an bestimmte gesetzliche 
Voraussetzungen gebunden; § 37 Abs. 1 SHBesG: 
 
• Ein Hochschullehrer der Besoldungsordnung W (in der Regel ein Pro

fessor) muss Mittel privater Dritter für ein Forschungsvorhaben der 
Hochschule eingeworben haben. 

• Der Hochschullehrer muss das Forschungsvorhaben im Rahmen s 
eines Hauptamts an der Hochschule selbst durchführen. 

• Der Drittmittelgeber muss die Verwendung der zugesagten Mittel aus
drücklich auch für die Verwendung als persönliche Zulage für den 
Hochschullehrer vorgesehen haben. 

• Neben den Kosten für das Forschungsvorhaben müssen auch die 
Zulagenbeträge vollständig durch die eingeworbenen Drittmittel 
gedeckt sein.  

 
Der LRH hat etwa die Hälfte der gewährten Forschungszulagen geprüft 
(geprüftes Zulagenvolumen 0,71 Mio. €). Das Ergebnis ist verheerend. Nur 
bei einer einzigen waren alle genannten Voraussetzungen für die 
Zulagenentscheidung nachgewiesen. 
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13.2.1 Deckung der Zulagen nicht belegt 
 
Fast alle Forschungszulagen waren im Hinblick auf einen zentralen Aspekt 
zu beanstanden: Es fehlte der Nachweis der hinreichenden Deckung der 
Zulage. Nur in 2 Fällen war zum Zeitpunkt der Entscheidung belegt, dass 
sowohl die beantragte Zulage als auch alle Kosten des eingeworbenen 
Projekts aus den zugesagten Drittmitteln gedeckt werden können. Eine 
solche Aussage kann fundiert nur dann getroffen werden, wenn die Kosten 
des geplanten Projekts bekannt sind. Die Projektkosten müssen zu diesem 
Zweck korrekt ermittelt werden. In vielen Fällen konnten die Hochschulen 
aber schon gar keine Kostenkalkulationen zu den betroffenen Projekten 
vorlegen. 
 
Soweit Kalkulationsunterlagen vorhanden waren, waren diese fast immer 
unvollständig oder nicht korrekt. Häufigster Fehler: Die Hochschulen 
haben viel zu niedrige Ansätze zur Abdeckung der Gemeinkosten der 
Hochschule veranschlagt. Oft ist mit pauschalen Zuschlägen von nur 10 
oder 15 % auf die direkten Kosten des Projekts kalkuliert worden, obwohl 
nach der Kostenrechnung der Hochschule Zuschläge von 50 % und mehr 
angezeigt gewesen wären. In der Folge sind die Projekte viel zu günstig 
kalkuliert worden. Bei knappen Kalkulationen führt dies zwangsläufig dazu, 
dass die bewilligten Zulagen nicht aus den Drittmitteln gedeckt werden 
können, sondern die Haushalte der Hochschulen belasten. 
 
Oft waren die Projektkalkulationen auch deshalb zu beanstanden, weil sie 
bei den Personalkosten nur Ansätze für zusätzlich einzustellendes Per-
sonal enthielten, nicht aber die anteiligen Kosten für das im Projekt einge
plante Bestandspersonal. 
 
Mit dem gesetzlich verankerten Hinweis auf die erforderliche Deckung der 
Kosten wollte der Gesetzgeber sicherstellen, dass die Forschungszulagen 
keine zusätzliche Belastung für den Haushalt der jeweiligen Hochschule 
darstellen. In der Praxis wurde diesem Ziel kaum Rechnung getragen. 
 
Denn fast alle Zulagen sind bewilligt worden, obwohl die voraussichtlichen 
Kosten der Projekte fehlerhaft, unvollständig oder überhaupt nicht ermittelt 
waren. 
 
2 Hochschulen weisen darauf hin, dass der LRH in seiner Prüfung einen 
sehr langen Zeitraum betrachtet hat. Die Anwendung der Vollkostenrech
nung für die Kalkulation von Forschungsprojekten habe sich in der Praxis 
zwischenzeitlich fortentwickelt. Eine Hochschule betont, dass man bereits 
2018 den Gemeinkostenansatz hochschulweit deutlich erhöht habe, um 
die Kosten wirtschaftlicher Projekte auskömmlicher abzubilden. Für die 
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Jahre 2010 bis 2025 führe man aktuell eine Aufarbeitung der einzelnen 
Projekte durch - erst danach werde sich feststellen lassen, ob und welche 
Zulagen den Hochschulhaushalt tatsächlich belastet haben. 
 
Der LRH merkt hierzu an: Die Aufarbeitung dieses Aspekts hängt davon 
ab, ob die Ist-Kosten der - zum Teil länger zurückliegenden - Projekte im 
Nachhinein noch ermittelt werden können. Im Rahmen der Prüfung wur
den von dieser Hochschule keine Informationen zu den Ist-Kosten der Pro
jekte zur Verfügung gestellt. Eine reine Betrachtung von Finanzströmen 
reicht zudem nicht aus, um tatsächliche Belastungen der Hochschulen zu 
messen. Auch der Einsatz von Bestandspersonal für Projekte Dritter stellt 
eine zusätzliche Inanspruchnahme von Ressourcen dar. 
 
Auch das Wissenschaftsministerium kritisiert, dass der LRH eine 
Belastung der Hochschulhaushalte nicht „mit konkreten Zahlen“ nachwei
sen könne. 
 
Der LRH bleibt bei seinen Feststellungen: Soweit es Planzahlen zu den 
Projekten überhaupt gab, war schon diesen in vielen Fällen zu entnehmen, 
dass die gewährten Zulagen nicht aus den Drittmitteln gedeckt sein  
konnten. Wenn diese Projekte wie geplant durchgeführt worden sind, 
muss davon ausgegangen werden, dass die gewährten Zulagen aus den 
Grundhaushalten getragen wurden. Die Beweislast liegt bei den Hoch
schulen. Es ist ihre gesetzlich normierte Aufgabe, durch korrekte Verfah
ren auszuschließen, dass die gewährten Forschungszulagen zulasten der 
Hochschulen gehen, und dies selbst nachvollziehbar zu belegen. Das 
haben die Hochschulen versäumt. 
 

13.2.2 Weitere materiellrechtliche Mängel 
 
Der LRH hat darüber hinaus weitere Mängel beanstandet:  
 
• Oft war nicht klar, ob die durch die Zulage begünstigen Professoren 

das betreffende Projekt tatsächlich selbst durchführen sollten bzw. 
durchgeführt haben. Häufig war deren Rolle ohne Konkretisierung bloß 
als „Leitung“ beschrieben. 
Dieser Begriff wurde zum Teil auch dann verwendet, wenn erkennbar 
war, dass die Durchführung des Vorhabens einem Doktoranden über
tragen war. Erbringt ein Doktorand die eigentliche Forschungsleistung 
im Rahmen seiner Dissertation, ist die „Durchführung“ dieses Projekts 
durch den betreuenden Professor und damit die Forschungszulage 
aber ausgeschlossen. 
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• In vielen Fällen fehlte eine klare Aussage des Drittmittelgebers dazu, 
dass Teile der vertraglichen Leistung als persönliche Zulage verwendet 
werden durften. 

• Bei mehreren Projekten war der Forschungscharakter zweifelhaft. 
Tätigkeiten mit reinem Dienstleistungscharakter, wie die laufende 
Betreuung eines Newsletters, genau umschriebene Laborleistungen 
oder Programmierarbeiten an einer App, unterfallen nicht dem Begriff 
der Forschung. 

• Es sind auch Forschungszulagen für „alte“ Projekte bewilligt worden, 
die schon eingeworben worden waren, als der Professor noch in der 
C-Besoldung war und tatbestandlich daher kein Dienstverhältnis in der 
W-Besoldung vorlag. Dieses ist aber eine zwingende Voraussetzung. 

 
Im Ergebnis hat der LRH festgestellt, dass 98 % der geprüften 
Forschungszulagen aufgrund einer oder mehrerer fehlender Vorausset
zungen nicht hätten gewährt werden dürfen. 
 

13.3 Eine schleswig-holsteinische Besonderheit: Transferzulagen 
 
In Schleswig-Holstein existiert mit der Transferzulage ein bundesweites 
hochschulrechtliches Unikum. „Wissenschaftliche Transferleistungen in die 
Wirtschaft“ können durch Zulagen aus Drittmitteln „prämiert“ werden, wenn 
dies „bei der Prämierung“ so vorgesehen ist. Bisher wurde von diesem 
Instrument kaum Gebrauch gemacht. Zu 6 gemeldeten Transferzulagen 
kam noch eine weitere, die falsch bei den Forschungszulagen zugeordnet 
worden war. Von diesen 7 Fällen hat der LRH 5 untersucht. 
 
Bei 2 als solche gemeldeten Zulagen stellte sich heraus, dass der Zula
gentyp unklar war - von „Transfer“ war bei der Bewilligung jedenfalls keine 
Rede. Von den verbliebenen 3 Fällen in der Stichprobe war einer eindeutig 
rechtswidrig und 2 mit erheblichen rechtlichen Zweifeln behaftet. Diese 
wenigen tatsächlichen Anwendungsfälle offenbaren das grundsätzliche 
Problem dieser Regelung: ihre Unbestimmtheit. 
 
Schon der Begriff der „wissenschaftlichen Transferleistung“ ist nicht näher 
definiert. Reicht es hierfür schon aus, wenn unter Anwendung wissen-
schaftlicher Methoden und Forschungsergebnissen Dienstleistungen  
erbracht werden? Dann könnte allerdings praktisch für jede wirtschaftliche 
Betätigung einer Hochschule, die auf wissenschaftlichen Methoden beruht, 
eine solche Zulage gewährt werden. 
 
Was soll eine „Prämierung“ sein? Entfällt der offenbar beabsichtigte 
„Belohnungs-“Charakter der Zulage, wenn die Hochschule selbst eine  
solche Prämie in ihr Vertragsentgelt einkalkuliert? Kommt ein Transfer  



130 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Bemerkungen 2026 

„in die Wirtschaft“ auch dann in Betracht, wenn der Auftraggeber die 
öffentliche Hand ist? 
 
Für die Klärung dieser Fragen bieten das Gesetz oder die Gesetzes-
begründung keine Anhaltspunkte.1 Die Vorschrift ist in der vorliegenden 
Form nicht rechtssicher zu handhaben. Eine einheitliche Handhabung ist 
nicht sichergestellt, was dazu führen kann, dass vergleichbare Sach-
verhalte in verschiedenen Hochschulen völlig unterschiedlich bewertet 
werden. Wenn es nicht gelingt, die Voraussetzungen, die die Gewährung 
einer solchen Zulage rechtfertigen sollen, im Gesetz klar zu konturieren 
und auch die Zielrichtung der Regelung zu verdeutlichen, dann sollte 
§ 37 Abs. 2 SHBesG gestrichen werden. Ohnehin ist ein Bedarf für diese 
bundesweit einmalige Zulageform nicht erkennbar. 
 

13.4 Viele Entscheidungen sind nicht nachvollziehbar - offenkundige Feh
ler werfen Fragen auf 
 
Neben den zahlreichen materiellen Rechtsfehlern hat der LRH auch Ver
fahrensfehler beanstandet. Von besonderem Gewicht ist die fast durch-
gehend ungenügende Dokumentation der Entscheidungsprozesse, sowohl 
bei den Forschungs- als auch bei den Transferzulagen. In sehr vielen  
Fällen hat dies zu nicht nachvollziehbaren Entscheidungen geführt. Bei 3 
der 4 geprüften Hochschulen war nicht erkennbar, dass sich diese über
haupt näher mit den gesetzlichen Voraussetzungen der jeweils beantrag
ten Zulageart auseinandergesetzt haben. 
 
In einer Reihe von Fällen waren gleich mehrere gesetzliche Vorausset
zungen für die gewährten Zulagen - zum Teil völlig offenkundig - nicht 
erfüllt. Eine größere Zahl von Zulagen ist zum Beispiel rückwirkend zu 
teilweise sehr alten und überwiegend längst erledigten Drittmittelverträgen 
bewilligt worden. Einer dieser Verträge war so alt, dass er schon 
geschlossen war, bevor das Land 2005 erstmals eine Rechtsgrundlage für 
Forschungszulagen geschaffen hat. Keiner dieser Alt-Verträge sah eine 
persönliche Zulage vor. Zudem lag in fast all diesen Fällen bei Einwerbung 
der Drittmittel noch gar kein Dienstverhältnis in der W-Besoldung vor 
(vgl. Tz. 13.2.2). Schon aus diesen Gründen hätten Forschungszulagen 
nicht gewährt werden dürfen. Ohnehin konnten für keinen der betroffenen 
Drittmittelverträge Kostenkalkulationen vorgelegt werden. Dennoch sind 
alle Anträge ohne eine erkennbare Auseinandersetzung mit diesen 
kritischen Punkten positiv beschieden worden. 
 

 
1  Vgl. LT-Drs. 17/1267, S. 276. 
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Die Hochschulen müssen ihre bisherige Bewilligungspraxis gründlich auf
arbeiten. Sie müssen - soweit rechtlich noch möglich - die Rücknahme der 
Entscheidungen und die Rückforderung der gezahlten Beträge prüfen. 
Zudem sind sie gemeinsam mit dem Wissenschaftsministerium aufgefor
dert zu prüfen, in welchen Fällen noch Haftungsansprüche gegen Betei-
ligte in Betracht kommen und ob im Einzelfall sogar die Einleitung diszipli
nar- und strafrechtlicher Schritte angezeigt sein könnte. Wenn auch 
weiterhin Zulagen nach § 37 SHBesG gewährt werden sollen, müssen die 
Hochschulen die gesetzlichen Vorgaben künftig beachten und dies auch 
sorgsam dokumentieren. Hierfür braucht es in den Hochschulen künftig 
vor allem klare Regeln, also Ausführungshinweise oder Dienstanweisun
gen für die damit befassten Mitarbeiter und Hochschulgremien. 
 
Alle Hochschulen, die auch künftig Forschungszulagen aus Drittmitteln 
gewähren möchten, müssen vor der Bewilligung sicherstellen, dass die 
Deckung der Zulage aus den Drittmitteln gewährleistet ist, und sollten dies 
zudem auch nach Projektabschluss auf der Basis der tatsächlichen Kosten 
noch einmal überprüfen. Nur dann ist sichergestellt, dass nicht letztlich die 
Hochschule selbst die gewährte Zulage getragen hat. Nur in einer der 
geprüften Hochschulen ist dies auch schon bisher so gehandhabt worden. 
 
Eine Hochschule berichtet, dass sie im Rahmen der Aufarbeitung der 
Prüfungsergebnisse eine sehr hohe Einzelzulage bereits in voller Höhe 
vom Empfänger zurückgefordert habe. Wie der Stand der Aufarbeitung der 
weiteren Fälle dort ist, bleibt offen. Allerdings macht diese Hochschule 
deutlich, dass sie die rechtliche Bewertung des LRH in verschiedenen Ein
zelfragen nicht teilt. Für die Zukunft arbeite man an veränderten Prozes
sen sowie klaren Vorgaben und Checklisten als Grundlage für zukünftige 
Prüfvermerke. Hierbei sei man schon weit vorangekommen. 
Eine andere Hochschule berichtet, dass sie vor dem Hintergrund der 
Feststellungen des LRH die Gewährung von Zulagen aus Mitteln privater 
Dritter vorläufig eingestellt habe. Man prüfe derzeit sämtliche Vorgänge im 
Prüfzeitraum im Hinblick auf die formellen und materiellen Voraussetzun
gen der Zulagengewährung. Zu Ergebnissen könne man noch keine kon
solidierten Aussagen machen. 
 
Das Wissenschaftsministerium kündigt an, sich mit den Hochschulen 
auf grundsätzliche Leitlinien für die künftige Zulagengewährung zu ver
ständigen sowie gegebenenfalls die gesetzlichen Grundlagen anzupassen. 
Die Aufarbeitung der geprüften Einzelfälle sei aber primär Angelegenheit 
der jeweiligen Hochschule. Im Übrigen wird das Problem vom 
Wissenschaftsministerium anders eingeordnet und die Darstellung durch 
den LRH kritisiert. Es sei mitnichten so, dass die Hochschulen insgesamt 
grundlegende Probleme bei den Forschungs-, Lehr- und Transferzulagen 
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hätten. Die Feststellungen beträfen nur einen relativ kleinen Personen
kreis. 
 
Der LRH hält an seinen Feststellungen und den daraus folgenden Bewer
tungen uneingeschränkt fest. Es ist nicht nachvollziehbar, wie das Wis
senschaftsministerium zu dem Schluss gelangen kann, es liege kein 
grundlegendes Problem bei dieser Form von Zulagen vor, wenn tatsäch
lich etwa die Hälfte aller gewährten Zulagen geprüft wurde und davon 
98 % der Forschungszulagen zu beanstanden sind. Ebenso wenig ist 
nachvollziehbar, warum es ein entlastendes Argument sein soll, dass nur 
ein kleiner Kreis von Personen von rechtsfehlerhaft gewährten Zulagen in 
erheblicher Höhe profitiert hat. 
 
Auch wenn die Aufarbeitung der Einzelfälle in den einzelnen Hochschulen 
stattfinden muss, steht das Wissenschaftsministerium als Rechtsaufsicht 
dennoch in der Verantwortung. Es sollte sich dabei nicht nur auf die Bera
tung der Hochschulen in Einzelfragen beschränken, sondern aktiv auf eine 
zügige und vollständige Aufarbeitung hinwirken. 
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